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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 19. Dezember 1977

über die gegenseitige Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
im Bereich der direkten Steuern

(77/799/EWG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf
Artikel 100,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Praktiken der Steuerhinterziehung und Steuer­
flucht über die Grenzen der einzelnen Mitgliedstaaten
hinaus führen zu Haushaltseinnahmeverlusten, ver­
stoßen gegen den Grundsatz der Steuergerechtigkeit
und können Verzerrungen des Kapitalverkehrs und
der Wettbewerbsbedingungen bewirken . Sie beein­
trächtigen mithin das Funktionieren des Gemeinsa­
men Marktes .

Der Rat hat daher am 10. Februar 1975 eine Ent­
schließung über Maßnahmen der Gemeinschaft zur
Bekämpfung der internationalen Steuerflucht und
Steuerumgehung ( 3 ) angenommen.

Da es sich hierbei um ein internationales Problem
handelt, sind innerstaatliche Maßnahmen, deren Wir­

kungen nicht über die Grenzen eines Staates hinaus­
reichen, unzulänglich . Auch die Zusammenarbeit zwi­
schen den Verwaltungen auf der Grundlage bilatera­
ler Abkommen reicht nicht aus , um die neuen For­
men der Steuerhinterziehung und Steuerflucht wirk­
sam einzudämmen, die immer mehr einen multinatio­
nalen Charakter annehmen.

Daher erscheint es geboten, die Zusammenarbeit zwi­
schen den Steuerverwaltungen innerhalb der Gemein­
schaft nach gemeinsamen Grundsätzen und Regeln zu
verstärken.

Die Mitgliedstaaten sollten sich gegenseitig auf Ersu­
chen Auskünfte in Einzelfällen erteilen . Der um Aus­
kunft ersuchte Staat sollte die notwendigen Ermitt­
lungen zu deren Erlangung durchführen lassen.

Die Mitgliedstaaten sollten sich auch ohne Ersuchen
gegenseitig alle Auskünfte erteilen, die für die zu tref­
fende Festsetzung der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen geeignet erscheinen, insbesondere in
den Fällen , in denen künstliche Gewinnverlagerungen
zwischen Unternehmen verschiedener Mitgliedstaaten
vorzuliegen scheinen, oder wenn solche Geschäftsbe­
ziehungen zwischen Unternehmen zweier Mitglied­
staaten zur Steuerersparnis über ein drittes Land ge­
leitet werden, oder schließlich wenn aus irgendeinem
Grunde eine Steuerverkürzung eingetreten ist oder
eintreten kann.

Es ist geboten, daß den Bediensteten der Steuerver­
waltung eines Mitgliedstaats die Anwesenheit auf
dem Gebiet eines anderen Mitgliedstaats gestattet
wird, wenn die beiden betroffenen Staaten dieses
wünschen.

(!) ABl . Nr. C 293 vom 13 . 12. 1976, S. 34 .
( 2 ) ABl . Nr. C 56 vom 7. 3 . 1977, S. 66 .
(3 ) ABl . Nr. C 35 vom 14. 2 . 1975 , S. 1 .



Nr. L 336/ 16 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 27. 12. 77

liehen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohnsum­
mensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszu­
wachs.

Allerdings ist sicherzustellen , daß die im Rahmen
einer solchen Zusammenarbeit übermittelten Aus­
künfte nicht unbefugten Personen zugänglich ge­
macht werden, damit die grundlegenden Rechte der
Bürger und Unternehmen gewahrt bleiben . Dies er­
fordert, daß die Mitgliedstaaten die empfangenen
Auskünfte, ohne Ermächtigung durch den auskunft­
gebenden Mitgliedstaat, nicht anderweitig verwenden
als für steuerliche Zwecke oder zur Erleichterung der
Steuerstrafverfolgung von Personen, die sich ihren
steuerlichen Verpflichtungen entziehen. Ebenso müs­
sen diese Staaten den empfangenen Auskünften das
gleiche Maß an Vertraulichkeit gewähren, das sie im
auskunftgebenden Staat genießen, sofern es dieser
Staat verlangt.

Es erscheint angebracht, einem Mitgliedstaat das
Recht einzuräumen, die Durchführung von Ermitt­
lungen oder die Auskunftsübermittlung zu verwei­
gern, wenn das Recht oder die Verwaltungspraxis des
auskunftgebenden Mitgliedstaats seine Steuerverwal­
tung weder zu Ermittlungen noch zur Beschaffung
oder Verwertung solcher Auskünfte für die eigenen
steuerlichen Zwecke ermächtigt oder wenn die Über­
mittlung der öffentlichen Ordnung zuwiderliefe oder
zur Preisgabe eines Geschäfts-, Industrie- oder Berufs­
geheimnisses oder eines Geschäftsverfahrens führen
würde oder schließlich wenn der interessierte Mit­
gliedstaat aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen
zur Übermittlung gleichwertiger Auskünfte nicht in
der Lage wäre.

Eine Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
und der Kommission ist notwendig, um die Verfahren
der Zusammenarbeit und den Erfahrungsaustausch
auf den betreffenden Gebieten , insbesondere auf dem
Gebiet der künstlichen Gewinnverlagerung innerhalb
von Konzernen, ständig zu überprüfen, damit diese
Verfahren verbessert und geeignete Gemeinschaftsre­
gelungen ausgearbeitet werden können —

(3 ) Gegenwärtig sind die in Absatz 2 genannten
Steuern insbesondere die folgenden :

in Belgien:

Impot des personnen physiques/Personenbelasting
Impöt des societes/Vennootschapsbelasting
Impot des personnes morales/Rechtspersonenbela­
sting

Impot des non-residents/Belasting der niet-ver­
blijfhouders

in Dänemark:

Indkomstkat til staten
Selskabsskat

Den kommunale indkomstskat
Den amtskommunale indkomstskat

Folkepensionsbidrag
Somandsskat

Den sserlige indkomstskat
Kirkeskat

Formueskat til staten

Bidrag til dagpengefonden

in der Bundesrepublik Deutschland:
Einkommensteuer

Körperschaftsteuer
Vermögensteuer
Gewerbesteuer

Grundsteuer

in Frankreich:

Impot sur le revenu
Impot sur les societes
Taxe professionelle
Taxe fonciere sur les proprietes bäties
Taxe fonciere sur les proprietes non bäties

in Irland:

Income tax

Corporation tax
Capital gains tax
Wealth tax

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Allgemeine Bestimmungen

( 1 ) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
erteilen sich nach dieser Richtlinie gegenseitig alle
Auskünfte, die für die zutreffende Festsetzung der
Steuern vom Einkommen und vorn Vermögen geeig­
net sein können.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermö­
gen gelten, unabhängig von der Erhebungsform, alle
Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamt­
vermögen oder von Teilen des Einkommens oder des
Vermögens erhoben werden, einschließlich der
Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweg­
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in Italien :

Imposta sul reddito delle persone fisiche
Imposta sul reddito delle persone giuridiche
Imposta locale sui redditi

in Luxemburg:
Impot sur le revenu des personnes physiques
Impot sur le revenu des collectivites
Impot commercial communal
Impot sur la fortune
Impot foncier

in den Niederlanden:

Inkomstenbelasting
Vennootschapsbelasting
Vermogensbelasting

im Vereinigten Königreich :
Income tax

Corporation tax
Capital gains tax
Petroleum revenue tax

Developpement land tax.

(4) Absatz 1 gilt auch für alle Steuern gleicher oder
ähnlicher Art, die künftig neben den in Absatz 3 auf­
geführten Steuern oder an deren Stelle erhoben wer­
den könnten. Die zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten unterri-chten sich gegenseitig sowie auch die
Kommission von dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Steuern .

(5 ) Der Ausdruck „zuständige Behörde" bedeutet :

in Belgien:
De minister von financien oder sein Beauftragter
Le ministre des finances oder sein Beauftragter

in Dänemark:

Ministeren for skatter og afgifter oder sein Beauf­
tragter

in der Bundesrepublik Deutschland:
Der Bundesminister der Finanzen oder sein Beauf­
tragter

in Frankreich :

Le ministre de l'economie et des finances oder sein
Beauftragter

in Irland:

The Revenue Commissioners oder ihre Beauftrag­
ten

in Italien:

II Ministro per le finanze oder sein Beauftragter

in Luxemburg:
Le ministre des finances oder sein Beauftragter

in den Niederlanden:

De minister van financien oder sein Beauftragter

im Vereinigten Königreich:
The Commissioners of Inland Revenue oder ihre
Beauftragten.

Artikel 2

Auskunft auf Ersuchen

( 1 ) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats
kann die zuständige Behörde eines änderen Mitglied­
staats um die Erteilung der in Artikel 1 Absatz 1 be­
zeichneten Auskünfte im Einzelfall ersuchen. Die zu­
ständige Behörde des um Auskunft ersuchten Staates
braucht dem Ersuchen nicht zu entsprechen, wenn es
scheint, daß die zuständige Behörde des ersuchenden
Staates ihre eigenen üblichen Auskunftsmöglichkeiten
nicht ausgeschöpft hat, von denen sie nach Lage des
Falles ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks hätte
Gebrauch machen können.

(2) Zur Erteilung der Auskünfte nach Absatz 1
läßt die zuständige Behörde des um Auskunft ersuch­
ten Mitgliedstaats gegebenenfalls die erforderlichen
Ermittlungen durchführen .

Artikel 3

Automatischer Auskunftsaustausch

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ertei­
len sich gegenseitig ohne vorheriges Ersuchen regel­
mäßig die in Artikel 1 Absatz 1 bezeichneten Aus­
künfte für Gruppen von Einzelfällen, die sie im Rah­
men des Konsultationsverfahrens nach Artikel 9 fest­
legen .

Artikel 4

Spontaner Auskunftsaustausch

( 1 ) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats
soll der zuständigen Behörde eines anderen Mitglied­
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Artikel 6

Hinzuziehung von Bediensteten der Steuerverwaltung
des interessierten Staates

Zur Anwendung der vorstehenden Bestimmungen
können die zuständigen Behörden des auskunftgeben­
den Mitgliedstaats und des interessierten Mitglied­
staats im Konsultationsverfahren nach Artikel 9 ver­
einbaren, daß Bediensteten der Steuerverwaltung des
interessierten Staates die Anwesenheit im auskunftge­
benden Staat gestattet wird. Einzelheiten zur Durch­
führung von Satz 1 werden gleichfalls in dem Konsul­
tationsverfahren festgelegt.

staats die in Artikel 1 Absatz 1 bezeichneten Aus­
künfte, die ihr bekannt werden , in folgenden Fällen
ohne vorheriges Ersuchen erteilen :

a ) wenn die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats
. Gründe für die Vermutung einer Steuerverkür­
zung in dem anderen Mitgliedstaat hat;

b ) wenn ein Steuerpflichtiger eine Steuerermäßigung
oder Steuerbefreiung in einem Mitgliedstaat er­
hält, die für ihn eine Steuererhöhung oder eine
Besteuerung in einem anderen Mitgliedstaat zur
Folge haben müßte ;

c) bei Geschäftsbeziehungen zwischen einem Steuer­
pflichtigen eines Mitgliedstaats und einem Steuer­
pflichtigen eines anderen Mitgliedstaats, die über
ein oder mehrere weitere Länder in einer Weise
geleitet werden, die in einem der beiden oder in
beiden Mitgliedstaaten zur Steuerersparnis führen
kann ;

d) wenn die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats
Gründe für die Vermutung einer Steuerersparnis
durch künstliche Gewinnverlagerungen innerhalb
eines Konzerns hat ;

e) wenn in einem Mitgliedstaat im Zusammenhang
mit Auskünften, die ihm von der zuständigen Be­
hörde eines anderen Mitgliedstaats erteilt worden
sind, ein Sachverhalt ermittelt worden ist, der für
die Steuerfestsetzung in dem anderen Mitglied­
staat geeignet sein kann .

(2) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
können im Rahmen des Konsultationsverfahrens nach
Artikel 9 den Auskunftsaustausch nach Absatz 1 auf
andere als die dort aufgeführten Fälle ausdehnen.

(3 ) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
können sich in allen anderen Fällen gegenseitig ohne
vorheriges Ersuchen die in Artikel 1 Absatz 1 be­
zeichneten Auskünfte erteilen , die ihnen zur Kenntnis
gelangen .

Artikel 7

Geheimhaltungsklausel

( 1 ) Alle Auskünfte, die ein Mitgliedstaat nach die­
ser Richtlinie erhält, sind in diesem Staat in gleicher
Weise geheimzuhalten wie die nach seinen innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften erhaltenen Auskünfte.

In jedem Fall dürfen diese Auskünfte

— nur solchen Personen zugänglich gemacht werden,
die mit der Steuerfestsetzung oder mit der verwal­
tungsmäßigen Uberprüfung der Steuerfestsetzung
unmittelbar befaßt sind ;

— darüber hinaus nur in einem gerichtlichen Verfah­
ren , einem Strafverfahren oder einem Verfahren
zur Verhängung von , Verwaltungssanktionen,
wenn diese Verfahren im Zusammenhang mit der
Steuerfestsetzung oder der Überprüfung der
Steuerfestsetzung stehen, bekanntgemacht werden,
und zwar nur den unmittelbar an diesen Verfah­
ren Beteiligten ; diese Auskünfte können jedoch in
öffentlichen Gerichtsverhandlungen oder in Ge­
richtsurteilen erwähnt werden, wenn die zustän­
dige Behörde des auskunftgebenden Mitglied­
staats nichts dagegen einzuwenden hat;

— unter keinen Umständen für andere als für steuer­
liche Zwecke oder für die Zwecke eines gericht­
lichen Verfahrens , eines Strafverfahrens oder eines
Verfahrens zur Verhängung von Verwaltungs­
sanktionen verwendet werden, wenn diese Verfah­
ren im Zusammenhang mit der Steuerfestsetzung
oder der Überprüfung der Steuerfestsetzung ste­
hen.

(2 ) Ein Mitgliedstaat, dessen innerstaatliche
Rechtsvorschriften oder Verwaltungspraxis für die
eigenen Besteuerungszwecke engere Grenzen als Ab­
satz 1 vorsehen, ist auf Grund des genannten Absat­
zes nicht verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, wenn
sich der interessierte Staat nicht verpflichtet, diese
engeren Grenzen zu beachten.

Artikel S

Beschleunigung

Die zuständige Behörde des auskunftgebenden Mit­
gliedstaats bemüht sich bei der Übermittlung von
Auskünften nach den vorstehenden Artikeln um
größtmögliche Beschleunigung . Stehen der Auskunfts­
übermittlung Hindernisse entgegen oder wird sie ver­
weigert, so ist die zuständige Behörde des um Aus­
kunft ersuchenden Staates unter Angabe der Hinde­
rungsgründe oder der Gründe für die Verweigerung
unverzüglich davon zu unterrichten .
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(3 ) Die zuständige Behörde des auskunftgebenden
Mitgliedstaats kann gestatten, daß Auskünfte abwei­
chend von Absatz 1 in dem um Auskunft ersuchen­
den Mitgliedstaat für andere Zwecke verwendet wer­
den, wenn die Auskünfte nach den Rechtsvorschriften
des auskunftgebenden Staates dort unter den gleichen
Umständen für derartige Zwecke verwendet werden
können .

(4) Ist eine zuständige Behörde eines Mitgliedstaats
der Auffassung, daß die Auskünfte, die sie von der
zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats er­
halten hat, für die zuständige Behörde eines dritten
Mitgliedstaats von Interesse sein könnten, so kann sie
dieser die Auskünfte mit Zustimmung der zuständi­
gen Behörde des auskunftgebenden Staates übermit­
teln .

ihnen oder der Kommission, wenn es sich nicht
ausschließlich um bilaterale Fragen handelt.

(2) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
können unmittelbar miteinander verkehren . Die zu­
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten können im
gegenseitigen Einvernehmen zulassen, daß von ihnen
bezeichnete Behörden in bestimmten Einzelfällen
oder in bestimmten Gruppen von Einzelfällen unmit­
telbar miteinander verkehren .

(3 ) Haben sich die zuständigen Behörden über
bilaterale Fragen auf den unter diese Richtlinie fallen­
den Gebieten — mit Ausnahme der Regelung von
Einzelfällen — verständigt, so benachrichtigen sie
hiervon so bald wie möglich die Kommission. Die
Kommission unterrichtet ihrerseits die zuständigen
Behörden der übrigen Mitgliedstaaten .

Artikel 10

Erfahrungsaustausch

Die Mitgliedstaaten überprüfen gemeinsam mit der
Kommission ständig die Zusammenarbeit nach dieser
Richtlinie und tauschen die Erfahrungen, insbeson­
dere auf dem Gebiet der Konzernverrechnungspreise,
mit dem Ziel aus, die Zusammenarbeit zu verbessern
und gegebenenfalls Regelungen für die genannten Be­
reiche auszuarbeiten .

Artikel 8

Grenzen des Auskunftsaustausches

( 1 ) Diese Richtlinie verpflichtet nicht zu Ermittlun­
gen oder zur Übermittlung von Auskünften, wenn de­
ren Durchführung oder deren Beschaffung oder Ver­
wertung durch die zuständige Behörde des auskunft­
gebenden Staates für ihre eigenen steuerlichen
Zwecke gesetzliche Vorschriften oder ihre Verwal­
tungspraxis entgegenstünden.

(2) Die Auskunftsübermittlung kann verweigert
werden, wenn sie zur Preisgabe eines Geschäfts-, In­
dustrie- oder Berufsgeheimnisses oder eines Ge­
schäftsverfahrens führen oder wenn die Verbreitung
der betreffenden Auskunft gegen die öffentliche Ord­
nung verstoßen würde.

(3 ) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats
kann die Auskunftsübermittlung verweigern , wenn
der interessierte Staat zur Übermittlung gleichartiger
Auskünfte aus rechtlichen oder tatsächlichen Grün­
den nicht in der Lage wäre.

Artikel 11

Verhältnis zu weitergehenden Beistandspflichten

Weitergehende Verpflichtungen zum Auskunftsaus­
tausch nach anderen Rechtsvorschriften bleiben von
den vorstehenden Bestimmungen unberührt.

Artikel 9

Konsultationen

( 1 ) Über die Anwendung dieser Richtlinie finden,
gegebenenfalls in einem Ausschuß, Konsultationen
statt zwischen

— den zuständigen Behörden der beiden Mitglied­
staaten auf Verlangen einer von ihnen, wenn es
sich um bilaterale Fragen handelt ;

— den zuständigen Behörden aller Mitgliedstaaten
und der Kommission auf Verlangen einer von

Artikel 12

Schlußbestimmungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um
dieser Richtlinie spätestens bis zum 1 . Januar 1979
nachzukommen, und unterrichten die Kommission
unverzüglich hiervon.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der
Kommission der Wortlaut der wichtigsten innerstaat­
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liehen Vorschriften mitgeteilt wird, die sie auf dem Geschehen zu Brüssel am 19. Dezember 1977.
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Im Namen des Rates
Artikel 13

Der Präsident

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet . G CEENS


